
Schließlich kann auch die letzte Rüge — die Ver- 
urteüung des Angeklagten wegen Mittäterschaft nach 
KG 50 in Tateinheit mit Beihilfe zum versuchten Ver­
sicherungsbetrug auf Grund ein und derselben natür­
lichen Handlung sei unmöglich — keinen Erfolg haben. 
Obzwar der Angeklagte im vorliegenden Fall bei rich­
tiger strafrechtlicher Beurteilung des Sachverhalts 
wegen vollendeten Wirtschaftsverbrechens nach KG 50 
Abs. 1 in Tateinheit mit versuchtem Versicherungs­
betrug zu bestrafen ist, so daß schon aus diesem 
Grunde die erhobene Rüge im Endergebnis nicht 
durchgreifen kann, so könnte sie auch bei der straf­
rechtlichen Beurteilung des Landgerichts keinen Erfolg 
haben. Der Grundsatz, daß im Falle des Zusammen­
treffens mehrerer Teilnahmeformen an derselben 
Haupttat die weniger schwerere in der schwereren 
Teilnahmereform auf geht, gilt nur in bezug auf e i n e  
Strafrechtsverletzung. Werden jedoch durch die Haupt­
tat in Tateinheit mehrere Strafgesetze verletzt (§ 73 
StGB), so können in besonders gelagerten Fällen 
mehrere Teilnahmeformen an der Haupttat tateinheit­
lich Zusammentreffen. So würde im vorliegenden Fall 
die strafrechtliche Beurteilung des Landgerichts zu­
treffen, wenn B. in der Absicht, die Versicherungs­
summe zu erschwindeln, zunächst die Kugellager bei­
seitegeschafft und den fingierten Einbruch der Polizei 
und der V e r s i c h e r u n g s a n s t a l t  gemeldet, und 
der Angeklagte die Entwendung der Kugellager ge­
duldet und dann in der Absicht, dem B. zu der Ver­
sicherungssumme zu verhelfen, in Fortsetzung der von 
B. bereits eingeleiteten Betrugshandlungen, den Beam­
ten der Versicherungsanstalt gegenüber durch sein 
Verhalten den Schein der Echtheit des fingierten Ein­
bruchs aufrecht erhalten hätte. In diesem Fall würden 
Mittäterschaft bzw. Täterschaft des Wirtschaftver­
brechens mit Beihilfe zum versuchten Versicherungs­
betrug tateinheitlich Zusammentreffen.

Amnestiebcfehl Nr. 43/48 v. 18. März 1948, § 471 StPO.
Wird ein Privatklageverfahren auf Grund des Amne­

stiebefehls Nr. 43/48 der SMAD eingestellt, so sind die 
Gerichtskosten niederzuschlagen und die außergericht­
lichen Kosten von der Amnestiekommission oder vom 
Gericht nach billigem Ermessen zu verteilen oder einer 
der Parteien ganz aufzuerlegen.

OLG Gera, Beschluß v. 18. August 1949 — 3 W S 184/48.

Die Privatverklagte wurde durch Urteil des Amts­
gerichts S. vom 30. August 1948 wegen Beleidigung 
(§ 185 StGB) zu einer Geldstrafe von 30,— DM, hilfs­
weise zu zehn Tagen Gefängnis, kostenpflichtig ver­
urteilt. Gegen dieses Urteil hat sie ordnungsgemäß 
Berufung eingelegt, über die jedoch nicht entschieden 
wurde, weil das Verfahren durch Beschluß der Klei­
nen Strafkammer des Landgerichts in Meiningen vom
8. April 1948 auf Grund des Amnestiebefehls Nr. 43/48 
der SMAD eingestellt und die gesamten Kosten der 
Privatklägerin auferlegt worden sind. Auf die Be­
schwerde der Privatklägerin gegen die Kostenent­
scheidung dieses Beschlusses hat die Kleine Strafkam­
mer den angefochtenen Beschluß am 17. April 1948 da­
hingehend ergänzt, daß die Privatklägerin nur die Ge­
richtskosten zu tragen hat und die außergerichtlichen 
Kosten gegeneinander aufgehoben werden. Gegen die­
sen Beschluß hat die Privatklägerin erneut Beschwerde 
mit dem Anträge eingelegt, der Privatverklagten die 
gesamten Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.

Diese Beschwerde konnte jedoch nur hinsichtlich 
der Gerichtskosten Erfolg haben. Nach der herrschen­
den Lehre ist für den Fall der Einstellung eines Pri­
vatklageverfahrens auf Grund einer Amnestie die Be­
stimmung des § 471 Abs. 3 StPO nicht anwendbar, weil 
der Ausspruch der Einstellung des Verfahrens auf 
Grund einer Amnestie nicht konstitutiven, sondern 
nur deklaratorischen Charakter hat:

Durch diesen Beschluß wird nämlich nicht das Ver­
fahren an sich eingestellt, sondern lediglich die bereits 
durch den Staatsakt der Amnestie angeordnete Nie­
derschlagung des Verfahrens nachträglich festgestellt 
und ausgesprochen. Die Niederschlagung bezieht sich 
auch auf die Kosten des Verfahrens, so daß die Ge­
richtskosten niederzuschlagen und über die außer­
gerichtlichen Kosten keine Entscheidung zu treffen ist. 
Insoweit werden die Prozeßbeteiligten auf den Weg 
des Zivilprozesses verwiesen (§§ 832, Abs. 2 und 826

BGB). Diesen Standpunkt vertritt auch die Zentral­
justizverwaltung der SBZ (Erlaß des Min. f. Justiz 
vom 11. November 1948 VII/4250 — III) mit der einen 
Ausnahme, daß die dem Privatkläger und dem Pri­
vatverklagten erwachsenen notwendigen Auslagen von 
der Amnestiekommission oder vom Rechtsmittelgericht 
nach billigem Ermessen zu verteilen oder einem von 
ihnen ganz aufzuerlegen sind. (S. auch Rdschr. des 
OLG Pr. und des Generalstaatsanwalts vom 25. No­
vember 1948 Nr. 126/48 — 425 — A 1245/48 —). Auch 
der Senat schließt sich dieser Ansicht an, so daß hin­
sichtlich der Gerichtskosten der angefochtene Beschluß 
aufgehoben werden mußte. Dagegen ist die Entschei­
dung hinsichtlich der außergerichtlichen Kosten nicht 
zu beanstanden, weil sie im Hinblick auf die Besonder­
heiten des Falles der Billigkeit entspricht. Die Be­
schwerde konnte daher in diesem Punkte keinen Er­
folg haben.

Die Nichtablieferung des Ablieferungssolls — eine 
böswillige Verletzung wirtschaftsregelnder Anord­
nungen.

OLG Potsdam, Beschluß vom 23. Juli 1948 — Ws/78/48.
........Wenn die Strafkammer in ihrem ohne weitere

sachliche Begründung ergangenen Beschluß ausführt, 
daß das „Ausmaß der strafbaren Handlung und die 
Gefährlichkeit des Täters“ eine Herabsetzung des 
Strafmaßes von drei Jahren Gefängnis auf eine Frei­
heitsstrafe unter einem Jahr rechtfertige, so hat es 
den Anschein, als ob das Berufungsgericht die Bedeu­
tung des vollständig und rechtzeitig zu erfüllenden 
Ablieferungssolls der landwirtschaftlichen Produzenten 
verkannt hat. Es sollte nun nachgerade bekannt sein, 
daß die ernährungswirtschaftliche Lage des Landes die 
restlose Ausnutzung aller landwirtschaftlich genutzten 
Flächen verlangt; es kommt auf die geringsten Mengen 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse an, so daß die Hand­
lungsweise eines Bauern, der pflichtwidrig sein Ab­
lieferungssoll nicht erfüllt, in jedem Fall eine Bedro­
hung der Verteilung zur Folge hat. In der Öffentlich­
keit, durch die Presse, wie durch belehrende Vorträge 
der VdgB und ständige Anweisung der zuständigen 
Behörden ist jeder in der Landwirtschaft Tätige im 
hinreichenden Maße darüber aufgeklärt, daß seine Ar­
beit entscheidend für den Aufbau unseres Staates ist. 
Die Strafkammer scheint jenes Wort, daß böses Beispiel 
gute Sitten verdirbt, nicht zu beachten, wenn es die 
„Gefährlichkeit des Täters“ verneint. Jede auf einer 
schuldhaften Verletzung der Ablieferungspflicht be­
ruhende Nichterfüllung des Ablieferungssolls birgt die 
Gefahr in sich, daß verantwortungslose Elemente dieses 
gewissenlose Treiben zur Richtschnur ihres Handelns, 
machen, falls derartige Verfehlungen nicht hart ge­
ahndet werden. Grundsätzlich ist ein derartiges Ver­
halten des Täters daher stets als gefährlich anzusehen. 
Sollte aber das Berufungsgericht mit dem erwähnten 
Ausdruck in seinem Beschluß zum Ausdruck haben 
bringen wollen, daß der Angeklagte nicht böswillig 
gehandelt habe, so würde dieses eine Verkennung des 
gesetzlichen Tatbestandsmerkmales bedeuten. Die 
Senate haben in ständiger Rechtsprechung darauf hin­
gewiesen, daß die Böswilligkeit „aus einer inneren 
Einstellung der Eigennützigkeit, der Nichtachtung zum 
Nutzen der Allgemeinheit getroffener Anordnungen, 
der Gedankenlosigkeit gegenüber der Not des Volkes 
herrührt.“ Ein Bauer, der trotz der vorhin erwähnten 
umfassenden Aufklärung über die Wichtigkeit seiner 
Aufgabe seine Pflichten der Allgemeinheit gegenüber 
schuldhaft verletzt, handelt stets böswillig, es sei denn, 
daß er besonders entlastende Umstände nachzuweisen 
imstande ist.

§§ 94, 137 StPO.
Bei der Sicherstellung von Beweismitteln genügt die 

mündliche Mitteilung des Polizeiangestellten an den 
Betroffenen.

LG Dessau, Urteil vom 18. Oktober 1949 — 12 Us 8/49.
Am 12. Februar 1949 wurde beim Angeklagten K. in 

Gegenwart des Angeklagten B. wegen Schwarzhandels­
verdachts eine Haussuchung durchgeführt. Hierbei 
wurden 13 Fahrradschläuche und 18 Dosen Fisch­
konserven gefunden, die beide Angeklagten kurz vor­
her aus der Westzone mitgebracht hatten. Der Polizist
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